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Afghanistan.

68. ist über die erneuten Gewaltausbrüche nach dem Scheitern der 
Friedensverhandlungen besorgt; betont die Bedeutung eines subregionalen 
Ansatzes für Zentralasien für die Bekämpfung des grenzüberschreitenden 
Menschenhandels und des grenzüberschreitenden illegalen Warenhandels und für 
die Bekämpfung der illegalen Herstellung von Drogen und des Drogenhandels, 
einer wesentlichen Finanzierungsquelle des organisierten Verbrechens und des 
Terrorismus; fordert eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen den EU-
Mitgliedstaaten, die an der ISAF-Mission der NATO teilnehmen, um die Effizienz 
der Maßnahme zu gewährleisten; fordert Bemühungen für eine stärkere 
Unterstützung des Aufbaus der Kapazitäten der Regierung der Islamischen 
Republik Afghanistan und der nationalen Sicherheitskräfte sowie eine verstärkte
Unterstützung der breiteren Gesellschaft bei der landwirtschaftlichen und 
sozioökonomischen Entwicklung, damit das Land nach Abschluss der Übergabe 
der internationalen Sicherheit an die afghanischen Streitkräfte bis Ende 2014 die 
volle Verantwortung für ihre eigene Sicherheit übernehmen kann;

69. stellt mit großer Anteilnahme für die betroffene Bevölkerung fest, dass die 
militärische Intervention in Afghanistan nicht zum Aufbau eines lebensfähigen 
Staates mit demokratischen Strukturen, zur Verbesserung der Lebensbedingungen 
für die Mehrheit – insbesondere für Frauen und Mädchen – und zur Abschaffung 
der Drogenproduktion zugunsten anderer Formen der Landwirtschaft geführt hat, 
sondern vielmehr das Land in einem Korruptionssumpf bislang ungekannten 
Ausmaßes versinken ließ; fordert die EU und die Mitgliedstaaten in Anbetracht 
des beschleunigten Abzugs der europäischen Truppen auf, vordringlich einen 
Sicherheitsplan für jene Afghanen zu erarbeiten, die die EU-Bemühungen um 
einen Staatsaufbau stark unterstützt haben und deren Existenz durch den Abzug 
der europäischen Kräfte gefährdet werden könnte, insbesondere 
Frauenrechtsaktivisten; fordert den EAD auf, eine ehrliche Einschätzung der von 
der EU und den Mitgliedstaaten seit 2001 in Afghanistan verfolgten Politik 
vorzunehmen und bis Jahresende einen realistischen Plan für die künftigen EU-
Aktivitäten in der Region vorzulegen;

70. betont, dass im Zusammenhang mit der Bewältigung der Probleme in Afghanistan 
die Zusammenarbeit mit Ländern wie Russland, Pakistan, Indien und dem Iran 
verstärkt werden muss, speziell im Hinblick auf Drogenhandel, Terrorismus und 
die Gefahr von Ausstrahlungseffekten auf die benachbarten Länder und die 
gesamte Region;

– Die amerikanischen Kontinente

 Vereinigte Staaten von Amerika

71. ist der festen Überzeugung, dass die USA der wichtigste strategische Partner der 
EU sind; fordert die EU daher dringend auf, der Vertiefung der transatlantischen 
Beziehungen auf allen Ebenen klare politische Priorität einzuräumen;

72. unterstreicht die überaus große Bedeutung der transatlantischen Beziehungen; 
vertritt die Ansicht, dass regelmäßige Gipfeltreffen zwischen der EU und den 
USA eine Gelegenheit wären, gemeinsame Ziele festzulegen und Strategien zu 



Gefahren und Herausforderungen von globaler Bedeutung zu koordinieren, unter 
anderem die wirtschaftspolitische Steuerung und die Entwicklung eines 
gemeinsamen Ansatzes gegenüber den Schwellenländern; begrüßt den Bericht der 
Hochrangigen Arbeitsgruppe zu Wachstum und Beschäftigung; ist der Meinung, 
dass der Transatlantische Wirtschaftsrat (Transatlantic Economic Council, TEC) 
und der Transatlantische Dialog der Gesetzgeber (Transatlantic Legislators 
Dialogue, TLD) auch Überlegungen zu einem strategischen Engagement der EU 
und der USA gegenüber den BRICS-Ländern und anderen bedeutsamen 
Schwellenländern, gegenüber der ASEAN, der Afrikanischen Union, Mercosur, 
der Andengemeinschaft und der CELAC sowie zur Förderung einer 
regulatorischen Konvergenz dieser Länder einbeziehen sollte; betont die 
Bedeutung des TEC als zuständiges Gremium für die Verbesserung der 
wirtschaftlichen Integration und der Zusammenarbeit in Regulierungsfragen und 
des TLD als Forum für den parlamentarischen Dialog und zur Koordinierung der 
parlamentarischen Arbeit beider Seiten zu Fragen von gemeinsamem Interesse, 
speziell in Bezug auf die für den transatlantischen Markt relevanten 
Rechtsvorschriften; erinnert an die Notwendigkeit, ohne weitere Verzögerungen 
einen Transatlantischen Politischen Rat einzurichten, der parallel zur NATO als 
zuständige Stelle für systematische Konsultation und Koordination auf hoher 
Ebene zur Außen- und Sicherheitspolitik zwischen der EU und den USA fungiert;

73. stellt fest, dass die USA ihre Hauptaufmerksamkeit, politischen Investitionen und 
militärischen Ressourcen nach und nach auf die Pazifikregion lenken und damit 
die wachsende globale und regionale Bedeutung von China, Indien und anderen 
asiatischen Schwellenländern widerspiegeln; stellt zudem fest, dass Asien auf der 
außenpolitischen Agenda der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten einen 
wichtigeren Platz einnehmen sollte; fordert daher eine stärkere Koordination der 
US- und EU-Politik gegenüber China, Indien und anderen asiatischen 
Schwellenländern, um eine Entkopplung ihrer jeweiligen Ansätze in politischen 
Schlüsselbereichen zu vermeiden;

74. ist der Ansicht, dass die USA als NATO-Mitglied weiterhin einen unerlässlichen 
Beitrag zur kollektiven Sicherheit des europäisch-atlantischen Raums sind und 
bekräftigt die unabänderliche und ausschlaggebende Bedeutung des 
transatlantischen Sicherheitsbündnisses; betont, dass in Anbetracht der sich 
verändernden geostrategischen und wirtschaftlichen Situation der Ausbau der 
europäischen Sicherheits- und Verteidigungskapazitäten eine bedeutende 
Maßnahme zur Stärkung des transatlantischen Bündnisses darstellt;

 Süd- und Ostasien

93. fordert, dass die EU eine aktivere Rolle in Südasien und Südostasien bei der 
Unterstützung der Demokratieentwicklung und den Reformen im Bereich 
Regierungsführung und Rechtstaatlichkeit spielen sollte; begrüßt daher das 
Bekenntnis zu einem demokratischen, säkularen, stabilen und sozial integrativen 
Pakistan und Indien; begrüßt den ersten Strategischen Dialog EU-Pakistan, der im 
Juni 2012 stattfand, und das Engagement für konstruktive Gespräche über eine 
Verbesserung der bilateralen Zusammenarbeit sowie über gemeinsame 
Auffassungen zu regionalen und internationalen Fragen von beiderseitigem 
Interesse, einschließlich eines proaktiveren Engagements bei der Bekämpfung des 



Terrorismus; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten zu einer engeren 
Zusammenarbeit mit Indien auf, die auf der Förderung von Demokratie, sozialer 
Eingliederung und Menschenrechten basiert und fordert die EU und Indien auf, 
ihre laufenden Verhandlungen über ein umfassendes Freihandelsabkommen EU-
Indien, das dem europäischen und indischen Handel und Wirtschaftswachstum 
neue Impulse verleihen würde, rasch zum Abschluss zu bringen; fordert die EU 
und ihre Mitgliedstaaten auf, den Wiederaufbau und die wirtschaftliche 
Entwicklung in Sri Lanka nach dem Krieg uneingeschränkt zu unterstützen und 
fordert den Rat in diesem Zusammenhang mit Nachdruck auf, eine 
Wiedereinführung der Vorzugsbedingungen für Sri Lanka im Handel mit der EU, 
vor allem des GSP+-Status des Landes, sorgfältig zu prüfen; begrüßt die aktive 
Unterstützung der EU für die Förderung der Demokratisierung in Myanmar; 


